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Für das Nachschlagewerk?
Nicht für die Amtliehe Sammlung!

t ,

Gesetz* UWG §§ 1? 3, 13 Abs 1 
Rechtssatzs

Ein Verband zur Förderung gewerblicher Interessen 
(§13 Abs 1 UWGr; • hier * Zentrale zur Bekämpfung des unlau­
teren Wettbewerbs eoVo) kann als solcher Unterlassungsajtf- 
sprtiche wegen Verletzung lebensmittelrechtlicher Kennzeich­
nungsvorschriften (z*Bo § 4  des lebensmittelgesetzes vom 
5.Juli 1927 idF vom 17.Januar 1936, RGBl I, 17; § 1 der 
Verordnung über die äußere Kennzeichnung von Lebensmitteln 
vom 8* Mai 1935? RGBl I, 590) nicht selbständig geltend 
machen. Der Verband kann sich im Rahmen des § 13 Abs. 1 
UWG auf die Verletzung kennzeichnungsrechtlicher Vor­
schriften nur insoweit stützen, als der Verletzungstat- 
bestand zugleich ein wettbev/erbswidriges Verhalten nach 
§§ 1, 3 UWG begründete

Aktenzeichen? I ZR 230/55 LG Frankfurt
Urteil des BGH vom 28,Juni 1957 OLG Frankfurt



I ZE 230/55
Verkündet 

am 28cJuni 1957 
Grunau, Justizober- 
Sekretär als Urkunde- 
beamter der Geschäfts­
stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In äem Rechtsstreit

der Z\
gesetzlich vertreten durch ihren Vorstand, F|

Klägerin und Revisionsklägerin, 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.

6 « V  j j

gegen
die Firma Peter K| H<

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt Prof.Dr.1
hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 28.Juni 1957 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Prof.Dr.Wilde, Dr.Birnbach, Dr.Bock, 
Dr.Krüger-Nieland und Er.Weiß
für Recht erkannt?

Die Revision der Klägerin gegen das Ur­
teil des 6.Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Frankfurt am Hain vom 14.Juli 1955 wird 
auf Kosten der Klägerin zurückgewiesen.

Von Rechts wegen



2

Tatbestand t_

Die Beklagte befaßt sich seit langer Zeit mit der 
Herstellung von Hafernährmittein, insbesondere Hafer- 
flockenc Seit Januar 1953 bringt sie ein zur Zubereitung 
von Haferschleim besonders geeignetes Präparat auf den 
Markt, das sie zunächst als "K^^-Haferschleim” mit dem 
Zusatz "Spezial-Trcckenpräparat” bezeichnet?» Die Packun­
gen trugen v/eiter die Aufschrift "In 1 Minute flaschen­
fertig”. In der aufgedruckten Gebrauchsanweisung und in 
dem Grundrezept auf der Rückseite der Packung ist ange­
geben, daß die Kochzeit eine Minute betrage» Das Präpa­
rat hat äußerlich die Beschaffenheit eines mehlartigen 
Pulvers»

Die Klägerin, die nach ihrer Satzung die Bekämpfung 
unlautere# Wettbewerbs bezweckt, ist der Auffassung, die 
Bezeichnung ’’Haferschleim” sei unrichtig und irreführend 
in Sinne des § ? UWG und verstoße auch gegen § 4 Hr 3 
des Leben£mittelgesetzes in Verbindung mit § 823 Abs 2 BGB 
sowie gegen § 1 Nr 19 der Lebensmittelkennzeichnungsver­
ordnung vom 8,Mai 1935 (RGBl I 590)» Unter Haferschleim 
in Trockenform sei nur ein Präparat zu verstehen,- das 
als Haferschleim schon einmal Vorgelegen habe. Das von 
der Beklagten vertriebene Erzeugnis sei in Wirklichkeit 
ein fein gemahlenes Hafermehl und kein vorgekochter und 
anschließend getrockneter Haferschleim. Es sei unbeacht­
lich, daß aus diesem Präparat Haferschleim bergestellt 
werden könne; auch aus Hafermehlen und Haferflocken las­
se sich Haferschleim zubereiten» Auch der auf den Ver­
schlüssen angebrachte Hinweis "In 1 Minute flaschenfer­
tig” sei unrichtig; denn die Zubereitungszeit betrage 
in Wirklichkeit mehrere Minuten»
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Demgemäß hat die Klägerin zunächst beantragt, der 
Beklagten zu verbieten? den von ihr vertriebenen ”Köiln- 
Haferschleira”

V

a) unter der Bezeichnung «Haferschleim”, .
b) unter Verwendung des Hinweises !lIn 1 Minute 

flaschenfertig”
zum Verkauf vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu verkau­
fen oder sonst in den Verkehr zu bringen.

Die Beklagte behauptet, ihr Erzeugnis sei laut Auf­
schrift auf den Originalpackungen ein Trockenpräparat 
zur Herstellung von Haferschleim und eigne sich auf Grund 
besonderer Behandlung der Haferkörner abweichend von den 
üblichen Hafermehlen bevorzugt als Ausgangsprodükt für 
die Zubereitung von Haferschleim; diese besondere Eig-. 
nung sei in der kurzen Kochzeit und in der Fähigkeit 
zur guten Schleimbildung zu erblicken. Für die Zulässig­
keit der gewählten, begrifflieh übrigens keineswegs 
klar festliegenden Bezeichnung sei nicht allein der Grad 
der Verkleisterung der Stärkekörner maßgebend; vielmehr 
seien in Betracht zu ziehen Struktur und Eigenschaften 
ihres Erzeugnisses, die sich so erheblich von einfachen 
oder entbitterten Hafermehlen unterschieden, daß die 
Gleichstellung ihres Präparates mit Hafermehlen völlig 
unrichtig sei.

Die Beklagte hat den Hinweis auf den Verschlußstrei-“ 
fen ihrer Packungen über die Dauer der Zubereitung abge­
ändert. Er lautet nicht mehr ”In 1 Minute flaschenfertig”, 
sondern ”1 Minute Kochzeit”. Darauf haben die Parteien 
den Klagantrag zu b) in’ der Hauptsache für erledigt.er­
klärt. Im übrigen hat die Beklagte Abweisung der Klage 
beantragt.
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Das Landgericht hat nach Beweiserhebung den Unter­
lassungsantrag zu a) abgewiesen und der Klägerin 3/4 
und der Beklagten l/4 (wegen des in der Hauptsache für 
erledigt erklärten Klagantrages zu b) ) der Kosten 
des Rechtsstreits auferlegt. Das Landgericht hat die 
Sachbefugnis der Klägerin zur Geltendmachung von An­
sprüchen aus § 823 Abs 2 BGB in Verbindung mit dem 
Lebensmittelgesetz und der Lebensmittelkennzeichnungs­
verordnung verneint und im übrigen die Voraussetzungen 
des § 3 UWG nicht für gegeben erachtet.

Die Klägerin hat Berufung eingelegt. Zur Begrün­
dung ihrer Sachbefugnis aus § 823 Abs 2 BGB in Ver­
bindung mit § 4 Abs 3 LebMG hat sie vorgetragen, das 
Landgericht habe nicht berücksichtigt, daß die Kläge­
rin für ihr Personal Werksküchen unterhalte und in­
folgedessen als "Verb rau cherin* auch zu den durch die 
Lebensmittelgesetzgebung geschützten Kreisen gehöre.
: Die Beklagte verwendet für die Kleinhandelspaclcun-

‘gen nunmehr die Aufschrift "Haferschleim-Pulver zur 
schnellen Zubereitung von Voilkorn-Haferschleiuj". Die­
se Änderung ist auf eine von der Klägerin am 20.März 
1953 unter dem Aktenzeichen 3/l Q 15/53 erwirkte und 
durch Urteil des Landgerichts Frankfurt am Main vom 
16.April 1953 bestätigte einstweilige Verfügung zurück­
zuführen. Diese einstweilige Verfügung wurde auf Grund 
der Berufung der Beklagten durch Urteil des Oberlan­
desgerichts Frankfurt am Main vom 25.Juni 1953 aufge­
hoben.

Im Hinblick auf die von der Beklagten beibehaltene 
Änderung der Aufschrift ihrer Kleinpackungen hat die 
Klägerin im Berufungsrechtszug unter Erweiterung ihres 
ursprünglichen Antrages beantragt, unter Abänderung des

*
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angefochtenen Urteils der Beklagten zu verhieben, den 
von ihr vertriebenen Haferschleim” unter der Be­
zeichnung "Haferschleim" oder "Haferschleimpulver" zum 
Verkauf vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu verkaufen 
oder sonst in den Verkehr zu bringen.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung nach weiterer 
Beweiserhebung zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt 
die Klägerin den im Berufungsrechtszug gestellten Unter­
lassungsantrag weiter. Die Beklagte bittet um Zurückwei­
sung der Revision.

Entscheid ungsgründejs.

I. 1. Die Klägerin ist ein eingetragener Verein, dem 
zahlreiche Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, 
Industrieverbände, Groß- und Einzelhandelsverbände sowie 
Einzelfirmen angeschlossen sind. Er bezweckt nach seiner 
Satzung u.a. die Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs und 
stellt als solcher einen Verband zur Förderung gewerbli­
cher Interessen im Sinne des § 13 Abs 1 UWG dar. Die Klä­
gerin 'kann also, soweit die Voraussetzungen der §§ 1, 3 
UWG gegeben sind, die Beklagte auf Unterlassung in An­
spruch nehmen.

Die Klägerin hat jedoch ihren Unterlassungsanspruch 
nicht nur auf § 3 UWG, sondern ausdrücklich auch auf § 4 
Hr 3 des Lebensmittelgesetzes vom 5.Juli 1927 in der 
Fassung vom 17. Januar 1936 (LebllG; RGBl I, 17) und i> 1 
Abs 1 Hr 19, Abs 2 der Verordnung über die äußere 
Kennzeichnung von Lebensmitteln (Lebensmittel-Kennzeich­
nungsverordnung) vom 8.IIai 1935 (LebMKVO; RGBl I, 590) 
in Verbindung mit § 823 Abs 2 BGB gestützt. Demgemäß 
hat sie auch ihren Unterlassungsanspruch ("zum Verkauf 
vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu verkaufen oder
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sonst in Verkehr zu bringen") der Passung des Verbots des 
§' 4 Nr 3 LebMG angepaßt *

Das Landgericht hat eine Sachbefugnis der Klägerin 
aus § 823 Abs 2/in Verbindung mit dem Lebensmittelgesetz 
und der Lebensmitteikennzeichnungsverordnung verneint mit 
der Begründung, daß die lebensmittelrechtlichen Bestim­
mungen keine den Schutz der Interessen der Klägerin be­
zweckenden Gesetze seien;, sie dienten dem Schutz der All­
gemeinheit vor Irreführung durch unrichtig bezeichnete 
Lebensmittel. Eine dem § 13 UWG entsprechende Vorschrift 
fehle im Recht'der unerlaubten Handlungen wie im Lebens­
mittelgesetz und der Lebensmitt elkennzeichnungsverord-r 
nung. Demgegenüber hat das Berufungsgericht auf Grund 
der Erwägung, daß einerseits das Lebensmittelgesetz zwar 
in erster Linie die Allgemeinheit schützen wolle, damit 
aber zugleich den Schutz der Mitbewerber als Glieder der
Allgemeinheit einschließe, und daß andererseits § 3 UWG

. >nicht allein den Schutz-der Mitbewerber, sondern zugleich 
auch den Schutz der Allgemeinheit zum Gegenstand habe, 
die vom Reichsgericht in den Entscheidungen JVV 1934, 287 
Kr 6 ß 6 S  e3?= GB.UR 1934, 62 ß < ß =  MuK 1934, 70 ^74 letz­
ter Ab£7 (NordMuser) und JW 1935, 2272 Kr 8 unter I 1 
= Mutf 1935, 278 = GRTO 1955, 691 ß § 2  unter X Essig) 
offen gelassene' Frage,- "ob die genannten Vorschriften 

< * in der Regel in Gesetzeskonkurrenz miteinander stehen", 
bejaht und hieraus gefolgert, daß damit die vom Landge­
richt insoweit gegen die Sachbefugnis der Klägerin erho- * \benen Bedenken entfielen.

Die Ausführungen des Berufungsgerichts sind nicht 
frei von Rechts irrt um. ./ • V • - • , ’

Mit dem Landgericht ist davon auszugehen, daß die 
Klägerin als Verband im Sinne des § 13 Abs 1 UT7G nur Un-
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terlassungsansprüche aus §§ 1, 3 UWG gegen die Beklagte 
geltend machen kann. Als Anspruchsgrundlage kommen nur 
diese wettbewerbsrechtlichen Tatbestände, nicht aber 
selbständig neben ihnen in den genannten lebensmittel­
rechtlichen Bestimmungen normierte Tatbestände in Be­
tracht. Bas Lebensmittelgesetz enthält - anders als z.B. 
die ZugabeverOrdnung vom 9.März 1932 (§ 2) - keine dem 
§ 13 UWG entsprechende Vorschrift. Trotzdem sind die le­
bensmittelrechtlichen Bestimmungen für die Geltendma­
chung von Ansprüchen aus § 3 UWG nicht schlechthin unbe­
achtlich, wie das Landgericht, das auf diese Vorschrif­
ten überhaupt nicht weiter eingegangen ist, anscheinend 
irrigerweise angenommen hat. Ob eine Verletzung einer* 
lebensmittelrechtlichen Kennzeichnungsvorschrift vorliegt, 
kann jedoch insofern eine für die tatbestandliche Beur­
teilung nach § 3 UWG entscheidende Vorfrage sein, als 
eine Warenbezeichnung, die von der lebensmittelrechtlich 
vorgeschriebenen Kennzeichnung abweicht, von der durch 
die:gesetzliche Kennzeichnungspflicht gesteuerten und 
geformten Verkehrsauffassung als "unrichtig" und irre­
führend im Sinne des § 3 UWG angesehen wird. Aus diesem 
Grunde kann es also auch im Rahmen des § 3 UWG durchaus 
au.f eine Prüfung des Sachverhalts im Hinblick auf le­
bensmittelrechtliche Kennzeichnungsvorschriften ankom­
men. Eine Verletzung derartiger Bestimmungen bildet 
aber in keinem Pall eine selbständige rechtliche Grund­
lage zur Geltendmachung von Unterlassungsansprüchen 
für einen der Förderung gewerblicher Interessen dienen­
den Verband; der Verband als solcher kann aus der Ver­
letzung lebensmittelrechtlicher Bestimmungen immer nur 
insoweit Unterlassungsansprüche geltend machen, als 
der Verletzungstatbestand die Voraussetzungen des § 3 
UWG oder des § 1 UWG (hier z.B. unter dem Gesichts-

'/ V

\

*

t



-  8 -

punkt der Erlangung eines Vorsprungs vor dem gesetzes- 
) treuen Mitbewerber) erfüllt. Klaggrund für den Verband 

ist dann nur diese Vorschrift in Verbindung mit § 13 
Abs 1 UWG.

Die vom Reichsgericht in den angeführten Entscheidun­
gen offen gelassene Präge, ob ein nach § 13 Abs 1 in Ver­
bindung mit § 3 tJV/G- zur Klagerhebung befugter Verband als 
solcher auch zur Geltendmachung von Ansprüchen auf Grund 
des Lebensmittelgesetzes berechtigt ist, ist also in 
diesem Sinne zu verneinen. Die hierzu vom Berufungsge­
richt über den Schutz Charakter des § 3 W G  und der le­
bensmittelrechtlichen Bestimmungen angesteilten Erwägun­
gen liegen insoweit neben der Sache. Auch der Umstand, 
daß die genannten Vorschriften ”in Gesetzeskonkurrenz 
miteinander stehen” können, ändert nichts daran, daß 
für einän Verband, wie ihn die Klägerin darstellt, Klag­
grund nur § 3 UWG und nicht etwa unabhängig von dieser 
Vorschrift auch die Verletzung lebensmittelrechtlicher . 
Kennzeiohnungsvorschriften sein kann. Die Verletzung 
derartiger Kennzeichnungsvorschriften kann die tatbe­
st andlichen Voraussetzungen für die Anwendung des § 3 
UWG erfüllen, aber nicht etwa aus sich heraus Unterlas­
sungsansprüche der in § 13 UWG ~ -

t V V ' - ' f ' A S ' '
y ^  ^ r < t ; , , , / * % <

‘ * ,4 ’• "A 4 . ' V <f . ' v ^ Ä ' ■ '' ‘V- genannten Gewerbetreibenden und Verbände be­
gründen. Anders kann richtigerweise•auch die Bemerkung 
von Euld in IhW 1930, 476 aE nicht verstanden werden, 
wo es heißt, daß die in § 13 UWG genannten Gewerbetrei­
benden und Vereine gegen die unter § 5 Abs 1 des 
Weingesetzes vom 25»Juli 1930 fallenden Handlungen 
Vorgehen könnten, da der Tatbestand des § 3 UWG sich, 
wenn auch nicht vollständig, so doch in der Hauptsache 
mit dem Tatbestand dieser - dem § 4 Nr 3 LebMG entspre-

»
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chenden - Bestimmung desMeingesetzes decke. Der Hinweis 
auf Puld. aaO kann in der Nordbäuser-Entscheidung des 
Reichsgerichts dem Zusammenhang nach mißverständlich 
wirken, wofür auch die Ausführungen des Berufungsge­
richts sprechen dürften, das sich danach für seine 
Auffassung auf Puld glaubt beziehen zu können»

Der Klägerin ist - wie jedem Mitbewerber - die 
Klagebefugnis aus § 13 Abs 1 in Verbindung mit § 5 UWG 
ohne Rücksicht auf den Nachweis einer erlittenen Schädi 
gung oder einer unmittelbar drohenden Beeinträchtigung 
im öffentlichen Interesse eingeräumt (RGZ 148, 114 
/12£/). Dem Verbraucher als solchem hat das Gesetz je­
doch ein derartiges Klagrecht nicht zugestanden«

2, Die Klägerin hat weiter versucht« ihre Sachbe- 
fugn;is für den - in entsprechender Anwendung des 
§ 1004 BGBt - geltend 'gemachten Unterlassungsanspruch 
wegen Verletzung lebensmittelrechtlicher Kennzeichnungs 
bestimmungen in Verbindung mit § 823 Abs 2 BGB damit 
zu begründen, daß sie für ihr Personal eine Werksküche 
unterhalte und deshalb auch Verbraucherin- sei. Es ist 
zwar richtig, daß die lebenemitteirechtliehen Kenn- 
zeichnungsvorschriften den Schutz der Allgemeinheit, 
und zwar in erster Linie als der Summe der einzelnen 
Verbraucher bezwecken» Hieraus folgt aber, daß ein 
Verbraucher Ansprüche auf Schadensersatz oder Unterlas­
sung nur geltend machen kann, soweit er durch bereits 
eingetretene Schäden oder durch drohende Beeinträchti­
gungen unmittelbar betroffen ist. Die Klägerin hätte 
also, wenn sie, was die Beklagt^ bestreitet, für ihr 
Personal eine Werksküche unterhält, als Verbraucherin 
an sich die "Sachbefugnis" zur Geltendmachung detä'rti- 
ger Ansprüche« Im vorliegenden .Pall kann sich die Kläge 
rin hierauf jedoch deshalb nicht mit Erfolg stützen,



-  10 -

weil für die Geltendmachung eines solchen Unterlassungs- 
anspruchs mangels Beeinträchtigungsgefahr das Rechts­
schutzbedürfnis fehlt. Da die gesetzlichen Vertreter der 
Klägerin nämlich Kennzeichnung und Beschaffenheit des 
Erzeugnisses der Beklagten genauestens kennen, kann sie 
auch in Zukunft durch die angeblich unrichtige Kennzeich­
nung (“Haferschleim1* für ein zur Herstellung von Hafer­
schleim besonders geeignetes “Hafermehl“) nicht mehr 
irregeführt werden und schon aus diesem Grunde der Ge­
fahr’ einer Beeinträchtigung nicht ausgesetzt sein. Da­
für, daß trotz der vorhandenen Kenntnis der gesetzlichen 
Vertreter der Klägerin durch besondere sonstige Umstände 
ein Rechtsschutzinteresse an einer Unterlassungsklage ge­
geben sein könnte, ist nichts dargetan.

XI. 1. Bei der Prüfung der Frage, ob die Voraus­
setzungen des § 3 UWG erfüllt sind, ist zweckmäßiger­
weise ' zunächst zu klären, ob die Beklagte eine ihr nach 
■ der Bebensmittelgesetzgebung obliegende Kennzeichnungs­
pflicht verletzt hat,

a) Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, daß 
die Beklagte nach § 1 Nr 19 LebMKVO gehalten sei, ihren 
“KjfJ^-Haf er schleim“ als Hafermehl zu bezeichnen unter 
der Bezeichnung “Hafermehl” sei eine ganze Reihe von 

• Fabrikaten im Handel, aus denen sich mit einer Kochzeit 
von etwa einer Minute ein genußfähiger Haferschleim her­
steilen lasse-, der sich in nichts von dem “KjB^-Iiafer- 
schleim“ unterscheide. Das Berufungsgericht hat diese 
Behauptung der Klägerin auf Grund der Beweisaufnahme 
als widerlegt angesehen. Nach dem Gutachten der gericht­
lichen Sachverständigen D r . H ^ H l  und Frof.de R|0 H  
besteht, wie das Berufungsgericht feststellt, zwischen 
dem Kochverhalten der als Haferschleim bezeichneten Er-
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Zeugnisse (einschließlich des Präparates der Beklagten) 
einerseits und.dem der Hafermehle andererseits ein 
deutlicher Unterschied. Während die ersteren hei einer 
Kochzeit von 1 oder 2 Minuten homogenen Schleim ergehen, 
'sind die Abkochungen der letzteren nach der angegebenen 
Kochzeit entweder noch kleisterig - inhomogen - oder 
sie haben flockige bis feinklumpige Bodensätze. Diese 
rechtlich bedenkenfreien Peststellungen werden auch 
von der Revision nicht angegriffen. Hieraus folgt,daß 
die Beklagte nach § 1 Nr 19 LebMKVO nicht verpflichtet 
ist, das streitige Erzeugnis als ^Hafermehl’- zu bezeich­
nen. Nach dieser im Jahre 1935 geschaffenen Vorschrift 
sind lediglich Haferflocken, Hafergrütze, Hafermehl 
und Hafermark der Kennzeichnungspflicht unterworfen.
Wie das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei festgestellt 
hat. wurde der Haferschleim damals im allgemeinen ohne 
technische Hilfsmittel durch i/2 - 3/4-stündiges Ab­
kochen von Haferkörnern oder ihren groben Zerkleine­
rungen hergestellt. Um den erhöhten Ansprüchen nach 
rascher und bequemer Herstellung dieser bewährten 
Fäuglings- und Krankenkost zu genügen, haben die ein­
schlägigen Industrien, insbesondere die Schäimühlen- 
Industrie und die diätetische Nährmittelindustrie, 
sich um die Entwicklung von verfeinerten Formen der 
für die rasche Zubereitung von Haferschleim geeigne­
ten Präparate bemüht. Die den gestellten Ansprüchen 
entsprechenden Präparate, z.B. der Beklagten und der 
Priedrichsdorfer Zwieback- und Nährmittelfabrik

GmbH, ( V H H t  > Sind
viel später auf dem Markt erschienen. Für diese neu­
artigen, technisch erheblich fortentwickelten Erzeug­
nisse, die sich von den üblichen Hafermehlen deutlich 
unterscheiden, paßt die in § 1 Nr 19 LebMKVO enthalte-



ne Bezeichnung Hafermehl nicht mehr. Aus dieser Vor­
schrift kann also für das streitige Erzeugnis der Be­
klagten eine Kennzeichnungspflicht nicht hergeleitet 
werden. Hiergegen werden auch von der Revision kei­
ne Bemängelungen mehr erhoben.

b) Die Klägerin macht mit der Revision erstmalig 
Verletzung des § 1 Nr 8 und des § 2 Abs 2 LebMKVO gel­
tend, indem sie ausführt, Haferschleim sei ein diäteti­
sches Lebensmittel im Sinne des § 1 Nr 8 LebMKVO? die 
Packungen müßten deshalb gemäß § 2 Nr 2 LebMKVO eine 
Aufschrift mit der ’’handelsüblichen Bezeichnung11 -des 
Inhalts tragen. Das Berufungsgericht habe nicht ge­
prüft, welche Bezeichnung ’’handelsüblich1’ sei für 
ein Erzeugnis, das noch nicht als fertiger Schleim Vor­
gelegen habe. Die Handelsüblichkeit bestimme sich 
nicht liach der Auffassung der Abnehmer, sondern nach 
der Auffassung der Erzeuger und Händler dieser Fro- 
« dukte in Verbindung mit der Auffassung der Fachwissen­
schaft über die Angemessenheit und Richtigkeit der 
Bezeichnung einer Substanz.

Gegen diese^Suge^SesteSen schon deshalb rechtli­
che Bedenken, weil die Behauptung, das streitige Er­
zeugnis der Beklagten sei als ’’diätetisches Lebensmit­
tel” nicht ’’handelsüblich” bezeichnet, ein neues Tat­
sachenvorbringen darstellt, das im Revisionsrechts­
zug nicht mehr berücksichtigt werden kann. In den 
Vorinstanzen hat die Klägerin nicht dargetan., daß die 
von der Beklagten für ihr Erzeugnis verwendeten Be­
zeichnungen nicht handelsüblich seien. Die Revision 
versucht zwar, die Rüge unter Bezugnahme auf das bis­
herige Vorbringen der Klägerin zu rechtfertigen. Sie 
verweist hierfür insbesondere auf das von Prof.Bessau

, . a\
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entwickelte Verfahren zur Gewinnung eines Brocken- 
Reisschleims* (BU S 14/15) und auf die von Müller 
in s.einem Aufsatz in der Monatsschrift für Kinder­
heilkunde, 1949? 97«Band S 253 ff erwähnten "Trocken- 
Gerstenschleime” (BU S 15) und meint, die Bezeichnung 
"Trockenschleim” beinhalte einen seit Jahrzehnten 
in den beteiligten Fachkreisen (Hersteller, Händler, 
Fachärzte, Pflegepersonal) eingebürgerten Begriff, 
der als handelsübliche Bezeichnung nur für solche 
Erzeugnisse in Betracht komme, die bereits als ferti­
ger Schleim Vorgelegen hätten und alsdann getrocknet 
worden seien. Was für Trocken-Reisschleime und Trocken-<■■»«*» mmwmm

Gerstenschleime gelte, müsse auch für Trocken-Hafer- 
schleime (Hafer-Trockenschleime, Haferschleim in 
Trockenform, Haferschleimpulver) gelten. •

Bas Berufungsgericht hat das Sachvorbringen,auf 
das sich die Revision bezieht, eingehend gewürdigt.
Aus dieser Würdigung folgt, ohne daß dies vom Beru­
fungsgericht ausdrücklich ausgesprochen zu. werden 
brauchte, daß es einen "handelsüblichen” Begriff 
"Trockenschleim” in dem von der Klägerin behaupteten 
Sinn nicht gibt. Wie das Berufungsgericht festge­
stellt hat, ist der Begriff "Tr'ockenscbleim” - soweit 
ersichtlich - in Deutschland erstmalig’zu Beginn der 
dreißiger Jahre von F r o f - B ^ H Ä  dem damaligen Beiter 
der Universitätsklinik in Berlin, für ein auf seine 
Veranlassung von der Firma M . T ^ m ^ i n  
hergesJ:elites Präparat verwendet worden, das durch 
Eintrocknen eines vorgekochten, wässerigen Reisschleims 
gewonnen wird und mittels Versetzen? mit Wasser rasch 
und bequem einen genußfertigen, für die Säuglingser­
nährung besonders bedeutungsvollen Reisschleim lie-
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fert (BTJ S 14/15). Wie Müller (aaO S 257) berichtet, 
entwickelten während des Krieges, als Reis in Deutsch­
land nicht zu haben war, mehrere Firmen einen soge­
nannten Trocken-Gerstenschleim, jedoch nur die Firma 
H.TflHft auf Grund des sehen Verfahrens. Die
YB^-Fabrik dagegen stellte einen Trocken-Gersten- 
schleim unter ,dem Namen durch hydrolytischen
Aufschluß fein gemahlener Gerstenkleie mit geringen 
Mengen Milchsäure bei 60° C nach Vorschlägen von 
her« Die Firma Ernst BJIBBBBI stellte Trocken-Ger- 
stenschleim unter dem Namen nE p P H l n durch, feines Ver­
mahlen des von Spelzen und Schalen befreiten Gersten­
mehlkerns her. Aus diesen Feststellungen ergibt sich, 
daß sich für Trocken-Gerstenschleim kein fester Be­
griff im Sinne des von Trocken-Reisschleim
entwickelten Verfahrens gebildet hat. Müller (aaO) 
setzt sich lediglich dafür ein, daß die- von den Fir­
men Ypp-Fabrik und Ernst hergestellten
Gerstenschleim-Fabrikate nicht als "Trocken-Gersten- 
schleim", sondern richtiger als "Spezial-Mehle” und. 
lediglich die vorgekochten Getreideerzeugnisse als 
"Trockenschleime" zu bezeichnen seien.

Eine handelsübliche Bezeichnung für einen Hafer­
schleim, der schon einmal als Schleim.Vorgelegen hat 
:und aus dem dann die Trockensubstanz durch Eintrock­
nen gewonnen wird, kann es schon deshalb nicht geben, 
weil es festgestelltermaßen derartige Präparate bis­
her im Handel gar nicht gibt. Das gilt auch für das 
von der Firma ^PHP*BpPp|GmbH hergestellte und ver­
triebene Erzeugnis, dem die Klägerin die Bezeichnung 
"Hafer-Trockenscbleim" zugestehen will. Derartige 
im Handel befindlichen Erzeugnisse stellen in Wirk-
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lichkeit nichts anderes als bloß vorgekochte Präpa­
rate dar (BU S 22).

Hinzu kommt, daß auch über die wissenschaftlich 
einwandfreie Bezeichnung der -sogenannten Trockenpräpa-* 
rate bisher keinerlei Einigkeit erzielt worden ist.
Bas ergibt sich mit hinreichender Deutlichkeit aus 
den - von der Revision für ihre Auffassung angeführ­
ten - Protokollen der gemeinsamen Tagung der Fachab- 
teilungenf,Kindernährmittel - Malzextrakt - Diäteti­
sche Lebensmittelindustrie” in Bad Dürkheim vom 
27. Mai 1953 (BU S 22/23) und der Sitzung des Unter- 
ausschusses Mehl-Nährmittel in Frankfurt /Main vom 
15-Juni 1954 (II 208 R) sowie aus den verschiedenen, 
voneinander abweichenden Vorschlägen einer Begriffs­
bestimmung von F r o f . S ^ B H H B  (*/̂nlaße 2, II 208 R),* 
Prof. Heyns (BU S 23; Beiakte Bl 94). Dr.Hövels und 
Prof.de Rudder (BU S 23). Das Berufungsgericht hat 
auf Grund der von Prof.de RJ^Ägebilligten Ausführun­
gen des Sachverständigen'Dr.HJdü v/ie bereits er-
wähnt, festgestellt, daß es einen Trockenschleim,der 
bereits als Schleim im Sinne der Säuglingsdiätetik 
Vorgelegen hätte, zur Zeit im Handel nicht gibt.Bei 
den Produkten der Firma und der Beklag­
ten handelt es sich um - allerdings nach verschiedenen 
Verfahren - zur Schleimherstellung präparierte Hafer­
mehle. Die Art der Präparation läßt sich bei beiden 
Verfahren im weiteren Sinn des Begriffs als Vorkoch­
prozeß bezeichnen (BU S 23). In den angelsächsischen 
Ländern wird das, was man in Deutschland mit der ver­
hältnismäßig neuen und rein begrifflich in sich.wider­
spruchsvollen Wortbildung “Trockenschleim” bezeichnet, 
sachlich besser als "precooked meals” (vorgekochte 
Mehle - oder “precooked cereals” - vorgekochte Getrei-
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de (=körner) - bezeichnet. Aus den angeführten Proto­
kollen und wissenschaftlichen Äußerungen, die vom Be­
rufungsgericht gewürdigt sind, ergibt sich aber, daß 
es in Deutschland an einer eindeutigen ("handelsübli- 
chen,!) Begriffsbestimmung für die Bezeichnung "Hafer­
schleim” als Trockenpräparat noch fehlt. Hieran kön­
nen auch die von der Revision angeführten Stellungnah­
men einzelner staatlicher Lebensmittelüberwachungsstel­
len, nämlich der Staatlichen Chemischen Untersuchungs- 
anstalt in Frankfurt/Main vom 28.Februar 1953 und der 
Chemischen Lahdesuntersuchungsanstalt Stuttgart vom 
17.März 1953> nichts ändern; entgegen diesen Stellung­
nahmen haben die Versuchsanstalt für Getreideverwertung 
in Berlin und die Staatliche Chemische Untersuchungsan- 
stalt Bremen in ihren gutachtlichen Äußerungen vom 
9.April 1953 keine Bedenken gegen die Verwendung der 
Bezeichnung "K^B^Haferschleim"..

Von einem handelsüblich festliegenden Begriff 
"Trocken-Haferschleim" in dem von der Klägerin behaup­
teten -Sinn kann nach alledem nicht die Rede sein.

2. Für die Beurteilung der Sachlage kommt danach 
nur noch das allgemeine Verbot der "irreführenden Be­
zeichnung" nach § 4 Hr 3 Satz 1 LebMG in Betracht. Den 
Umständen nach kann der gegebene Sachverhalt nach die­
ser Vorschrift im Ergebnis nicht anders als nach 
§ 3 UWG beurteilt werden. Das Berufungsgericht hat den 
Sachverhalt nach diesen Vorschriften- gewürdigt und 
die Bezeichnungen "Hafertrockenschleim" und "Hafer-v 
schleimpulver" für das streitige Erzeugnis der Beklag­
ten unter rechtsfehierfreier Berücksichtigung des 
Sprachgebrauchs und der Verkehrsauffassung nicht als 
irreführend angesehen. Das Berufungsgericht verkennt



nicht, daß die Bezeichnung eines Erzeugnisses mit dem 
Zusatz "Trocken...«" häufig ’angewendet wird, wenn ihm' 
die Flüssigkeit entzogen worden ist und durch Zusatz 
von Flüssigkeit, gegebenenfalls in Verbindung mit ande­
ren Maßnahmen, wie Erhitzung, die Verwendbarkeit her­
gestellt werden kann (z.B; Trockenmilch usw.). Wie sich 
aber aus den bisherigen Darlegungen bereits ergibt,hat 
sich ein eindeutiger Sprachgebrauch in dem von der Klä­
gerin behaupteten Sinn für die hier in Frage stehenden
Präparate zur Schleimerzeugung nicht herausgebildet * Die

0

eingehende tatrichterliche' Würdigung läßt insoweit kei­
nen Rechtsfebler erkennen. Das Berufungsgericht hat zur 
Ermittlung der Auffassung der beteiligten Verbraücher- 
kreise als Bevjeispersonen die Küchenoberschwester des 
Städtischen Kinderheims und Krankenhauses in Frankfurt/ 
Main, Dis a die Diät-Küchenschwester und.
Leiterin der Milchküche der Universitäts-Kinderklinik 
in Frankfurt /Main, Erna Kf)^, den Leiter der Universi­
täts-Kinderklinik Frankfurt Alain, Prof, de RIHHfc». und 
den dort tätigen Privatdozenten Dr»H^J||H&efcör'*:; * Das' 
Berufungsgericht ist zu dem Ergebnis.- gelangt, daß die 
in Betracht kommenden Verbraucherkreise, in erster Li-- ' M •

nie die jungen Mütter und die Kliniker sowie deren 
Hilfskräfte, darüber, wie die "Trockenschleime" herge- • 
stellt v/erden, gar keine oder nur ganz unbestimmte Vor­
stellungen haben. Bin Beispiel hierfür bildet auch das 
von der Klägerin überreichte Gutachten des Privatdozen­
ten Dr.phil.Dr.med.H.I^JJ^ vom 19. November 1954 
(I 208 R 6 II und III), der fälschlich annimmt, der 
"MjH^-Trocken-Haferschleim habe bereits als "genuiner 
Schleim" Vorgelegen (hierzu Gutachten des gerichtlichen 
Sachverständigen Dr‘. H M ^ |  vom 14.April 1955 S 9| I 260 GA).
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Wie das Berufungsgericht ohne Rechtsverletzung fest- 
stellt, legen die maßgeblichen Verkehrskreise beim 
Kauf der neuzeitlichen Präparate auf die Herstellungs­
art ersichtlich keinen Wert*- Kein Teil der Bezeichnung 
,!Haf er-Trockensehleimn enthält für den unbefangenen 
Käufer eine Andeutung über die Hersteilungsweise des 
Präparates, insbesondere nicht in der Richtung,' daß 
das Präparat vor dem Eintrocknen bereits ln schleim- 
förmiger Beschaffenheit Vorgelegen haben müßte. Es ist 
auch nicht ersichtlich, inwiefern gerade ein Präparat, 
das bereits einmal als fertiger Schleim .Vorgelegen hat, 
ein besonders günstiges Angebot eines Haferschleimprä­
parates sein soll. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
sieht es das Berufungsgericht als ausgeschlossen an, 
daß sich Teile der Verbraucherschaft bei dem Entschluß, 
das Präparat zu erwerben, irgendwie durch die Vorstel­
lung einer besonderen Herstellungsweise bestimmen oder 
auch nur mitbestimmen lassen (BU S 17/18). Für die Ver­
braucher kommt es festgesteiltermaßen entscheidend nur 
darauf an, ob sich aus dem Fabrikat in kürzester Zeit 
ein speisefertiger Haferschleim hersteilen läßt, d.h. 
ein Haferschleim, bei dem - nach Erhitzung - die Stärke- 
kömer restlos verschwunden sind. Biese Voraussetzun­
gen sind bei dem Erzeugnis der Beklagten unstreitig ge- 

• geben. Es kann auch nicht darauf ankommen,.daß die Stär­
kekörner in dem Trockenpräparat, wie bei dem. 
Hafer-Trockenschleim", bereits verkleistert sind. Für 
die diätetische Wirkung des Haferschleims kommt es*, wie 
das Berufungsgericht festgestellt hat, auf die Beschaf­
fenheit der Stärkekörner in dem Präparat nicht aus­
schlaggebend an; entscheidend ist vielmehr nur, ob ein 
Präparat vorliegt, bei dem, wie bei dem Erzeugnis der 
Beklagten, nach kurzem Kochprozeß die Stärkekörner völ-

I
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lig vergehen* Das Berufungsgericht kommt nach alledem 
auf Grund rechtlich nicht zu beanstandender tatrichter­
licher Würdigung zu dem Ergebnis, daß zur Zeit, wenn 
auf die Erwartungen abgestellt wird, die die angesproche­
nen Verbraucherkreise mit der Bezeichnung einer Ware 
als Hafertrockenschleira oder dergleichen verbinden,.es* 
nicht auf die Art der Herstellung, sondern lediglich 
auf die Eignung zur raschen Zubereitung eines genuß­
fähigen, vollwertigen Haferschleims ankommt (BU S 24).

Zu Unrecht rügt demgegenüber die Revision, das 
Berufungsgericht habe den Begriff der ^unrichtigen Anga­
be” im Sinne des § 3 UWG verkannt. Die Revision meint, 
das Berufungsgericht habe bei Feststellung der Verbrau­
chererwartung den Kreis der in Betracht kommenden Ver­
braucher zu eng gezogen und hätte sich bei der Prüfung 
nicht auf einzelne Auskunftspersonen aus Frankfurt/^[ain 
beschränken dürfen. Diese Rüge richtet sich in unzu­
lässiger Weise gegen die tatriehterliche Würdigung.
Das Berufungsgericht' hat sich in verfahrensrechtlich 
nicht zu beanstandender Weise darauf beschränkt, Perso­
nen zu hören, die bereits von Berufs wegen nicht nur 
über eine besondere Sachkunde verfügen, sondern auch 
.zu besonderer Aufmerksamkeit und Vorsicht verpflichtet 
sind.« Wenn.aber diese maßgebenden Personen keinerlei 
Wert auf die Art der Herstellung des "Hafertrocken- 
schleims" legen, sondern sich-bei dem Kauf und der ' 
Verwendung dieses Erzeugnisses nur von der - unstrei­
tig vorhandenen -Eignung zur raschen Zubereitung 
eines vollwertigen Haferschleims leiten lassen, konn­
te das Berufungsgericht hiernach ohne Rechtsverstoß 
zu der Feststellung gelangen, daß kein irgendwie 
rechtlich beachtlicher Teil der Verbraucher, die in 
Rede stehende Frage anders beurteilen und sich bei
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Prüfung des Angebots der Beklagten von anderen Vorstel­
lungen leiten lassen könnten. Bas Berufungsgericht hat­
te danach keinen begründeten Anlaß, noch weitere Perso­
nen aus dem Verbraucherkreis zu befragen. Die Revision 
hat nicht geltend gemacht, daß Beweisanträge übergangen 
seien. Bie Klägerin hat nicht einmal behauptet, daß die 
Auffassung der Verbraucherkreise im Gebiet der Bundes­
republik Örtlich verschieden sei; Bei dieser Sachlage 
blieb es dem tatriehterlichen Ermessen überlassen, ob * 
und in.welchem Umfang das Berufungsgericht durch Anhö­
rung von geeigneten Auskunftspersonen und durch Einho­
lung von Gutachten die Auffassung der beteiligten Ver­
braucherkreise ermitteln wollte * Bie vom Berufungsge­
richt durchgeführte eingehende Beweisaufnahme läßt in­
soweit Rechtsverletzungen nicht erkennen.

Nach alledem war die Revision mit der Kostenfolge 
aus § 97 ZPO zurüclczuv/eisen.

Wilde Bock

Bundesrichte rin Br.Krüger-lTieland, Bundesrichter 
Br.Birnbach und Dr.Weiss sind durch Urlaubsabwe­
senheit an der Unterschriftsleistung verhindert.

Wilde
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